
es in den bailliages confesfés 151
, dem zwischen Frankreich und dem Reich

umstrittenen nordelsässischen Gebiet, hatte, mußte Pfalz-Zweibrücken die Auf¬
merksamkeit der französischen Politik künftig auf sich ziehen.

Die Frage nach der Nordgrenze des französisch gewordenen elsässischen
Gebietes hatten die Friedensverträge zwischen Frankreich und dem Reich stets
unbeantwortet gelassen. Nach den Artikeln 73 und 74 des Vertrages von
Münster 152 gingen an Frankreich sämtliche habsburgischen Besitztitel im Elsaß
über, d.h. außer dem gesamten österreichischen Territorialbesitz die landgräf¬
lichen Titel in Ober- und Unterelsaß und das Landvogtrecht über die zehn
Reichsstädte in Alsatiam situarum, nämlich Hagenau, Colmar, Schlettstadt,
Weißenburg, Landau, Oberehnheim, Rosheim, Münster im Gregoriental, Kay-
sersberg und Türkheim, dazu Breisach, das Besatzungsrecht in Philippsburg und
an anderer Stelle des Vertrags (§ 70) die drei lothringischen Bistümer Metz,
Toul und Verdun eorumque episcopatum districtus. Der französische
König verpflichtete sich jedoch im Artikel 87 des Vertrags 153

, die Stände in
Ober- und Unterelsaß, geistliche wie weltliche, im Besitz ihrer Reichsunmittel¬
barkeit zu belassen und sich mit jenen Rechten, die Österreich innehatte, zu
begnügen. Dieses Ergebnis des Vertrages von Münster entsprach offenbar nicht
den französischen Erwartungen. Der Verlauf der Verhandlungen und die For¬
mulierung der Artikel zeigen, daß sich Frankreich ein höheres Ziel gesteckt
hatte als die Erwerbung der österreichischen Besitzrechte, Nachdem sich dieses
Vorhaben als unerreichbar erwiesen hatte, wollte man alles tun, um sich den
Weg zu weiteren Versuchen offen zu halten. Die weitere Entwicklung brachte
es mit sich, daß Frankreich seine Absichten in die Tat umsetzen und einer Inter¬
pretation der Verträge Nachdruck verleihen konnte, die weit über das hinaus¬
ging, was die kaiserlichen Unterhändler in Münster jemals zugestanden
hätten 154

.

Nach dem Pyrenäenfrieden (1659) zeigen sich erste tastende Versuche in dieser
Richtung: Bei der Errichtung des höchsten königlichen Gerichtshofes, des
Conseil souverain d'Alsace, im Jahr 1661 rät der erste französische Intendant
im Elsaß, Colbert de Croissy 155

, dessen Bezirke nur mit vagen Formulierungen
zu umschreiben: ainsy l'on conserva les interesses de Sa Majesté que l'on pourra

151 Ludwig (Die deutschen Reichsstände im Elsaß, S. 18) spricht von „terres, bailliages
contestées", bachmann (Pfalz Zweibrückisches Staats-Recht, S. 207) von dem Land¬
strich der „pais limitrophes". Am gebräuchlichsten ist der Ausdruck „bailliages conte¬
stés”.

152 Vgl. zum folgenden dickmann, Der Westfälische Frieden, S. 283 ff; Texte der einschlä¬
gigen Friedensartikel auch bei Ludwig, Die deutschen Reichsstände im Elsaß, S. 201.

153 Vgl. dazu dickmann, DerWestfälische Frieden, S. 294 ff.

154 Zur Kontroverse über den Umfang der französischen Erwerbungen im Elsaß gibt es
umfangreiche Literatur. Die Positionen werden besonders deutlich bei schulte,
Frankreich und das linke Rheinufer, auf der deutschen und bei legrelle, Louis XIV. et
Strasbourg, auf der französischen Seite.

155 Siehe zu ihm livet, L'intendance d'Alsace.
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